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1 AUSGANGSLAGE 

1.1 Stand der Ortsplanung 

An der Gemeindeversammlung vom 9. Dezember 2011 haben die Ufhuser Stimmberechtigten die letzte 

Gesamtrevision der Ortsplanung beschlossen. Mit Entscheid (RRE) Nr. 790 vom 3. Juli 2012 erfolgte die Ge-

nehmigung durch den Regierungsrat. Am 11. November 2013 beschlossen die Stimmberechtigten an der 

Urne über eine nachgelagerte Teilrevision der Ortsplanung, die mit RRE Nr. 435 vom 15. April 2014 durch 

den Regierungsrat genehmigt wurde. 

1.2 Handlungsbedarf 

Der Gemeinderat will die Instrumente der Ortsplanung an die aktuellen Anforderungen anpassen. Folgende 

Themenschwerpunkte werden behandelt: 

Á Umsetzung des revidierten Planungs- und Baugesetzes (PBG) und der neuen Planungs- und Bauverord-

nung (PBV) in die kommunale Nutzungsplanung – die Einführung der neuen Baubegriffe hat sowohl auf 

das Bau- und Zonenreglement (BZR) wie auch auf den Zonenplan Auswirkungen 

Á Gewässerraum-Festlegung gemäss der revidierten Gewässerschutzgesetzgebung 

Á Anpassung des bestehenden Baulinienplans gemäss dem Richtkonzept Dorfkern Ufhusen 

2 PBG-UMSETZUNG 

2.1 Rahmenbedingungen 

Per 1. Januar 2014 sind das revidierte PBG und die neue PBV in Kraft getreten. Die Gemeinden müssen bis 

Ende 2023 die Ortsplanungsinstrumente an die neue Gesetzgebung anpassen. Die wichtigsten Änderungen 

sind in der folgenden Tabelle zusammengestellt. So steht beispielsweise die bisher in der Gemeinde 

Ufhusen verwendete Ausnützungsziffer (AZ) nicht mehr zur Verfügung und muss durch eine 

Überbauungsziffer (ÜZ) ersetzt werden, deren Berechnungsweise ebenfalls geringfügig geändert hat. 

Andere Neuerungen wie die neu eingeführten Verkehrszonen sind massgebend für die Berechnung der ÜZ 

und werden ebenfalls Auswirkungen auf den Zonenplan haben.  
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2.2 Vorgehen 

Bei der Festlegung der neuen Nutzungsziffern und Höhenmasse war ein schrittweises Vorgehen angezeigt: 

Á Ermittlung der ÜZ der bestehenden Gebäude mittels GIS-Analyse. Da die ÜZ in einem ersten Schritt 

nicht differenziert für Hauptgebäude, An- und Kleinbauten bzw. Unterniveaubauten ermittelt wurde, 

musste 0.07 abgezogen werden um die ÜZ gemäss § 12 PBV zu erhalten. Der Abzug von 0.07 ergab sich 

aus einer Analyse des Bestands sowie einem Vergleich mit den ÜZ für Neben- und Unterniveaubauten 

anderer Gemeinden. 

Á Bestimmung der Gesamthöhen mit dem Basis-Viewer des Raumdatenpools (Version 3). 

Á Auswertung der Erkenntnisse aus dem Projekt „Netzwerk Innenentwicklung“ und des Richtkonzepts 

über die bauliche Entwicklung und Gestaltung des Dorfkerns Ufhusen. 

Á Ergänzende Beurteilung des theoretischen Innenentwicklungspotenzials (Einwohner) gemäss den Daten 

des Luzerner Bauzonen-Analyse-Tools (LUBAT). 

Á Festlegung der erstrebenswerten Bebauungs- und Einwohner- bzw. Arbeitsplatzdichte unter Berück-

sichtigung erhaltenswerter Strukturen. 

Á Entwurf des neuen Zonenkonzepts durch Zusammenfassung von Quartierzellen mit ähnlichen 

Merkmalen zu neuen Bauzonen-Typen (vgl. Kap. 2.4). 

Á Festlegung von zweckmässigen Gesamthöhen und ÜZ für die neuen Bauzonen-Typen (vgl. Kap. 2.3):  

Á Es sind minimale und maximale Gesamthöhen und ÜZ eingesetzt worden, um ein homogenes und 

attraktives Quartierbild sowie einen haushälterischen Umgang mit dem Boden sicherzustellen. Die 

Spannbreiten zwischen minimaler und maximaler ÜZ wurden differenziert nach Zonentyp festge-

legt. In dichteren Zonen sind die Spannbreiten grösser (Dorfzone: 0.08) in weniger dichten Zonen 

kleiner (Wohnzone Wc: 0.05). 

Á Die maximalen ÜZ und die Gesamthöhen wurden so festgelegt, dass die nicht zonenkonformen 

Bauten höchstens 20 % des heutigen Gebäudebestands betragen. Würden die Nutzungsziffern und 

Höhenmasse so festgelegt, dass alle Bauten wieder zonenkonform würden, wären unrealistische 

Innenentwicklungspotenziale und eine Beeinträchtigung der Siedlungs- und Lebensqualität die 

Folge. Der Anteil der Bauten, die aufgrund der minimalen ÜZ nicht mehr zonenkonform sind, d.h. 

die zu wenig dicht überbaut sind, liegt bei knapp 40%. Grundsätzlich sind die Grundstücke mit 

Bauten, die deswegen nicht mehr zonenkonform sind, bereits heute zu wenig gut ausgenutzt. Der 

relativ hohe Anteil ist im Hinblick auf einen haushälterischen Umgang mit dem Boden und eine 

Siedlungsentwicklung nach innen zweckmässig. Für die nicht mehr zonenkonformen Bauten gilt 

Bestandesgarantie. 

Á Für auf bestimmte Weise von der kubischen Gebäudeform abweichende Gebäude wird eine 

erhöhte ÜZ festgelegt. Ohne die Differenzierung der Überbauungsziffer würde nämlich die 

kubische Gebäudeform mit Flachdach bevorzugt, was ortsbildtechnisch nicht erwünscht ist. 

Deswegen werden in den Wohn- und Mischzonen jeweils drei verschiedene ÜZ festgelegt. Die ÜZ-

A stellt den Grundwert für eine zonengemässe Überbauung dar. Die um 0.03 erhöhte ÜZ-B gilt für 

Schrächdachbauten und für Flachdachbauten mit Attikageschoss. Die gegenüber der ÜZ-A um 0.06 

erhöhte ÜZ-C gilt für Bauten mit einer um ein Geschoss tieferen Gesamthöhe. Mit dieser Regelung 

wird keine der Gebäudeformen bevorzugt und die Gestaltungsfreiheiten werden gewahrt (siehe 

Art. 31 BZR). In der Wohnzone Wc wird auf die Festlegung einer ÜZ-C verzichtet, da ansonsten 

eingeschossige Bauten gefördert würden.  



 

P:\RAUM-UMWELT\U\UFHUSEN\21664\TECHNI\I_MITWIRKUNG\BE_PLANUNGSBERICHT MITWIRKUNG_180613_MÜLI.DOCX 7 / 23 

 

Á Für Bauten mit einer Gesamthöhe bis 4.5 m, die nur Nebennutzflächen enthalten, wurde jeweils 

eine separate ÜZ von 0.07 eingesetzt. Für Unterniveaubauten wurde eine separate ÜZ von 0.10 

eingesetzt. Damit ist die Höhe der ÜZ für das Hauptgebäude unabhängig von allfälligen Neben- 

und Unterniveaubauten und es wird kein ungewollter Anreiz zum Verzicht auf solche Bauten 

geschaffen. 

Á Die ÜZ der Terrassenhauszone ergab sich aus dem bestehenden Bebauungskonzept für diese Zone. 

Eine zusätzliche ÜZ für Neben- und Unterniveaubauten, eine minimale ÜZ sowie ÜZ-B und ÜZ-C 

werden in der Terrassenhauszone nicht festgelegt. 

Á Zur Prüfung und Plausibilisierung der gewählten Baumasse wurde der Zonenplanentwurf in das 

LUBAT überführt (vgl. LUBAT-Berechnung im Anhang). Gerechnet wurde im LUBAT jeweils mit der 

maximalen ÜZ und bei der Gesamthöhe mit dem Mittelwert zwischen max. und min. Gesamthöhe 

(im LUBAT einzusetzende Baumasse). Die theoretischen Einwohnerkapazitäten des Zonenplan-

entwurfs verglichen mit dem Bestand sind nur gering höher (+ca. 30 EW.). Eine generelle Auf-

zonung und damit die Schaffung grosser neuer Kapazitäten ist auch nicht das Ziel der vorliegenden 

Gesamtrevision. Als Hilfe dienten auch die automatisch generierten ÜZ bei der Umstellung des 

LUBAT auf die Berechnung mit neuer ÜZ.  

Á Zur weiteren Plausibilisierung wurde ein Vergleich mit den ÜZ anderer Gemeinden durchgeführt 

und die Nutzungsziffern eines aktuellen Baugesuchs berechnet. 

Á Des Weiteren wurden die Baumasse an der Sitzung vom 08. März 2017 mit M. Mächler von der 

rawi sowie A. Liniger und E. Lustenberger vom Rechtsdienst vorbesprochen. 

Á Erstellung des neuen BZR mit möglichst einfachen Bestimmungen, die bei Bauprojekten einen gewissen 

Spielraum bieten und gleichzeitig für ein stimmiges Siedlungsbild sorgen. Zur Veranschaulichung der 

verschiedenen ÜZ sind im BZR-Anhang Skizzen abgebildet. 
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2.3 Baumasse 

Für die Zonenvorschriften wurden in Übereinstimmung mit dem revidierten PBG folgende Baumasse 

gewählt: 

Á Überbauungsziffer (ÜZ-A, ÜZ-B, ÜZ-C) 

Á Gesamthöhe 

Á Gebäudelänge 

Auf weitere Baumasse wie z. B. die Fassadenhöhe wurde der Einfachheit und Übersichtlichkeit halber 

verzichtet. In einer kleinen, ländlichen Gemeinde wie Ufhusen sind allzu komplizierte Zonenvorschriften 

nicht sinnvoll und notwendig. 

Es gelten folgende Masse für die Bauzonen (grau = neue Zone): 

Bauzonen Gesamthöhe ÜZ    Gebäude-

länge 

Wohnanteil 

 Min. 

(m) 

Max. 

(m) 

Min. Max. 

ÜZ-A 

Max. 

ÜZ-B 

Max. 

ÜZ-C 

Neben-

baute* 

Unter-

niveau-

baute 

Max. Max. Anteil 

an Haupt-

nutzfläche 

Dorfzone (D) 

 
8.0 14.0 0.20 0.28 0.31 0.34 0.07 0.10 

- 100% 

Wohnzone a 

(Wa) 
8.0 12.0 0.14 0.21 0.24 0.27 0.07 0.10 

25 m 100% 

Wohnzone b 

(Wb) 
7.0 9.0 0.12 0.18 0.21 0.24 0.07 0.10 

25 m 100% 

Wohnzone c 

(Wc) 
6.0 8.0 0.10 0.15 0.18 - 0.07 0.10 

25 m 100% 

Terrassenhaus-

zone (T) 
- 7.5 - 0.40 - - - - 

- 100% 

Wohn- & Ar-

beitszone (WA) 
8.0 10.5 0.18 0.25 0.28 0.31 0.07 0.10 

- 75%  

Arbeitszone III  

(A III) 
- 11.5 - 0.35 - - 0.07 0.10 

- 0% 

Arbeitszone IV 

 (A IV) 
- 11.5 - 0.35 - - 0.07 0.10 

- 0% 

Übrige (SS, SH, 

ÖZ, GR, VZ) 

Keine Vorschriften 

* Bauten mit einer Gesamthöhe bis 4.5 m, die nur Nebennutzflächen aufweisen  
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2.4 Zonenkonzept 

 Übersicht 2.4.1

Die folgende Tabelle zeigt aufgrund der oben genannten Erkenntnisse die Überführung des bisherigen in das 

neue Zonenkonzept. Es wird aufgeführt, zu welchen Anteilen die bisherigen Bauzonen in neue Zonen 

umgezont werden (grau hinterlegt) bzw. in den bisherigen Zonen bleiben. Die Tabelle ist von links nach 

rechts zu lesen. Das Lesen von oben nach unten führt zu irreführenden Aussagen. Die Zahlen sind gerundet. 

Die bisherigen Wohnzonen werden mit Ausnahme der Terrassenhauszone neu benannt und die Flächen neu 

verteilt. Neu wird eine Wohn- und Arbeitszone eingeführt. 

Bisherige Bauzonen Neue Bauzonen 

Dorf-
zone (D) 

Wohn-
zone a 
(Wa) 

Wohn-
zone b 
(Wb) 

Wohn-
zone c 
(Wc) 

Terras-
senhaus
zone (T) 

Wohn- u. 
Arbeits-
zone (WA) 

Übrige (A III, A IV, SS, 
SH, ÖZ, GR, VZ) 

Dorfzone (D) 
 

55 % 35 % 5 %    5 % 

Terrassenhauszone (T) 
 

  5 %  90 %  5 % 

Wohnzone Kreuzmatte (WK) 
 

 50 %  40 %   10 % 

Zweigeschossige Wohnzone 
(W2) 

5 %  75 % 15 %   5 % 

Zweigeschossige Wohnzone 
locker (W2L) 

   90 %   10 % 

Arbeitszone III      15 % 
85 % (v.a. verbleiben in 
A III) 

Übrige (A IV, SS, SH, Ö, GR)       
100 % (v.a. verbleiben 
in bisheriger Zone) 

 
Zonenplan Siedlung, Ausschnitt Dorf, Bestand 

 
Zonenplan Siedlung, Ausschnitt Dorf, Neu  
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 Erläuterungen zu einzelnen Gebieten 2.4.2

In den Gebieten Usserdorf, Kreuzmatte und Obere Seppen hat das neue Zonenkonzept eine Wirkung, die 

einer Umzonung gleichkommt. Im Folgenden werden die Zonenplanänderungen dieser Gebiete detaillierter 

behandelt. In den übrigen Gebieten hat das neue Zonenkonzept weniger Auswirkungen, da die Haupt-

nutzung und die Zonengrenzen nicht ändern. Dort ändern einzig die Zonenbenennungen und -vorschriften. 

Die Dorfzone wird entlang der gesamten Dorfstrasse reduziert auf die ersten Bautiefen. Die neue 

Abgrenzung der Dorfzone richtet sich nach dem ungefähren Perimeter des Richtkonzepts Dorfkern. Durch 

die Beschränkung auf die für das Ortsbild und das öffentliche Leben besonders wichtigen Gebiete, wird die 

Aussagekraft und Legitimation der Dorfzone gestärkt.  

Usserdorf 

      
Zonenplan Bestand Zonenplan Neu 

Das Gebiet am westlichen Dorfende erfährt eine Umstrukturierung. Die Dorfzone konzentriert sich neu aus-

schliesslich in der ersten Bautiefe entlang der Dorfstrasse. Nördlich davon werden die verschiedenen 

Gebiete einzeln in unterschiedliche Zonen eingeteilt. Die Grundstücke nördlich der Strasse Lachenmatte 

werden von der Dorfzone in die Wohnzone Wa umgezont, da sie aufgrund der Gestaltung und Nutzung der 

bestehenden und projektierten Bauten besser mit dieser Zone übereinstimmen. Die bisherige Arbeitszone 

wird in eine Wohn- und Arbeitszone umgezont. In dieser Arbeitszone besteht bereits heute ein hoher 

Wohnanteil, weswegen eine Wohn- und Arbeitszone den aktuellen Zustand besser abbildet und zudem 

besser in die Umgebung integrierbar ist. Die Grundstücke nördlich der Strasse Hübeli werden zur Wohnzone 

Wb umgezont. Die bisherige Unterscheidung zwischen Dorf- und Wohnzone in diesem Gebiet ist nicht mehr 

sinnvoll. Das Grundstück zwischen Hübeli und neuer Dorfzone besitzt eine weniger dichte Bebauung und 

wird deswegen in die Wohnzone Wc umgezont. 

Betreffend Reduktion der Reservezonen siehe Kapitel 2.6. 
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Kreuzmatte 

      
Zonenplan Bestand Zonenplan Neu  

Im Gebiet Kreuzmatte soll mit dem neuen Zonenkonzept der Bestand der baulichen Dichten, Nutzungen und 

Gestaltungen im Zonenplan besser abgebildet werden. Die bestehende Wohnzone Kreuzmatte wird 

deswegen ungefähr zur Hälfte zur Wa und zur Wc umgezont. Weitere Umzonungen finden statt, da die 

bisherige Dorfzone entlang der Kreuzmatte besser der Wohnzone Wa und die bisherige Wohnzone W2 

entlang der Siedlungsgrenze besser der Wohnzone Wc entsprechen. Die Terrassenhauszone bleibt 

bestehen. Entlang der Grenze des Grundstücks Nr. 632 findet aufgrund der bestehenden Gartenanlage eine 

Arrondierung der Terrassenhauszone statt. 

Das übrige Gebiet B an der westlichen Siedlungsgrenze und die Grünzone Chasperli werden in die Land-

wirtschaftszone überführt. Die Fläche der bisherigen Grünzone wird als Weide genutzt und hat deswegen 

eine Landwirtschaftszone und keine Grünzone darzustellen. Betreffend Reduktion der Reservezone siehe 

Kapitel 2.6. 

Betreffend Aufhebung der Gestaltungsplanpflicht siehe Kapitel 5. 

Obere Seppen 

      
Zonenplan Bestand Zonenplan Neu 

Das Gebiet Obere Seppen bleibt grösstenteils in der Dorfzone wie bisher. Die Grundstücke an der nördlichen 

Siedlungsgrenze werden in eine Wohnzone Wa umgezont, weil sie durch reine Wohnnutzungen belegt bzw. 

zukünftig dafür vorgesehen sind. 

Betreffend Änderung der Gestaltungsplanpflicht siehe Kapitel 5. 
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2.5 Verkehrszonen und Verkehrsflächen 

Die Verkehrszonen und Verkehrsflächen wurden gemäss der kantonalen Richtlinie ausgeschieden. Das Bild 

des Zonenplans Siedlung verändert sich durch die Verkehrszonen. Aufgrund der Einführung von Verkehrs-

zonen nahm die Zonenfläche der übrigen Bauzonen leicht ab. Ausserhalb des Siedlungsgebiets wurden nur 

die Legende und die Bezeichnung im BZR angepasst. Erschliessungsflächen am Bauzonenrand wurden als 

Verkehrszonen ausgeschieden, wenn eine Erschliessungsfunktion für die Bauzone vorliegt (z.B. Lischmatt, 

Pilatusweg, Alpenblick und Ellbach) bzw. als Verkehrsfläche, wenn es sich um eine landwirtschaftliche 

Erschliessung oder einen Zweifelsfall handelt (z.B. Lochmühlestrasse und Erschliessung auf Grundstück Nr. 

12). Gemäss Auskunft von P. Wyss, Rechtsdienst BUWD ist der Verkehrszone und der Verkehrsfläche Lärm-

Empfindlichkeitsstufe ES III zuzuweisen. 

2.6 Reservezonen 

Die bisherigen Übrigen Gebiete B werden neu als Reservezonen bezeichnet. Die Umbenennung betrifft nur 

die Legende des Zonenplans Siedlung und den entsprechenden BZR-Artikel. Ansonsten hat diese PBG-

Änderung keine weiteren Konsequenzen. 

Die gesamte Reservezone am westlichen Siedlungsrand (GS Nr. 90) und die unüberbaute Teilfläche der 

Reservezone am nördlichen Siedlungsrand (GS Nr. 30) werden in die Landwirtschaftszone zurückgeführt. Mit 

dieser Reduktion von knapp 1.5 ha Zonenfläche wird der Anteil der Reservezonen an den Wohn- und Misch-

zonen von etwa 23 % auf rund 11 % gesenkt. Damit wird der Forderung gemäss Kantonalem Richtplan (KRP) 

LU 2015 Rechnung getragen. Die verbleibenden Reservezonen liegen direkt an der Dorfstrasse und sind mit 

landwirtschaftlichen Bauten überbaut. 

2.7 Gefahrenkarten-Perimeter 

Neu wird gemäss Anforderungen des PBG 2014 im Zonenplan der Gefahrenkarten-Perimeter dargestellt. 
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3 GEWÄSSERRAUM-FESTLEGUNG 

3.1 Allgemein 

 Gesetzliche Grundlagen 3.1.1

Am 1. Januar 2011 ist eine Änderung des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer (GSchG) und am 

1.  Juni 2011 die zugehörige Änderung der Gewässerschutzverordnung (GSchV) in Kraft getreten. Mit diesen 

Vorschriften wird insbesondere der Gewässerraum-Freihaltung eine grössere Bedeutung zugemessen. Die 

Gewässerraum-Festlegung hat nach den Vorgaben von Art. 41a und 41b GSchV zu erfolgen. Der Gewässer-

raum (GWR) ist bis spätestens 31. Dezember 2018 festzulegen. 

 Weitere Grundlagen 3.1.2

Á AV-Daten Gewässerachsen des Kanton Luzern 

Á GWR-Breitenkarte des Kantons Luzern 

Á Geoportal „www.geo.lu.ch“ (Gewässernetz, Gefahrenkarte, Inventare Schutz und Landschaft etc.) 

Á Arbeitshilfe „Gewässerraumfestlegung in der Nutzungsplanung innerhalb Bauzone“, Kanton Luzern, 

1. März 2016 

 Perimeter 3.1.3

Aufgrund noch nicht abschliessend beantworteter Fragen zu der GWR-Festlegung ausserhalb der Bauzonen, 

behandelt die vorliegende GWR-Festlegung nur Gebiete innerhalb der Bauzonen. Mit der GWR-Festlegung 

im übrigen Gemeindegebiet wird zugewartet. Eine Ausnahme bilden Gewässerräume in der Landwirt-

schaftszone oder dem Übrigen Gebiet A, die direkt an den Bauzonenrand angrenzen. Dort wurde eine 

überlagernde Freihaltezone ausgeschieden. 

Die Fliessgewässer im Gemeindegebiet befinden sich ausserhalb der Siedlung. Es sind deswegen nur 

folgende ausserhalb der Siedlung liegende, jedoch eingezonte Gebiete relevant für die GWR-Festlegung: 

Á Arbeitszone Ruefswil (Luther) 

Á Arbeitszone Lischmatt (Warmisbach) 

Á Sonderbauzone für Hundeschule und –Haltung (Warmisbach) 

3.2 Dokumentation verwendeter Planungen und Vorgaben 

 Gefahrenkarte / Technische Dokumentation / Hochwassergefährdung 3.2.1

Die Gefahrenkarte Wasser gibt Aufschluss über die Gefährdungen innerhalb des Siedlungsgebietes. 

Á Arbeitszone Ruefswil: geringe Gefährdung 

Á Arbeitszone Lischmatt: geringe bis mittlere Gefährdung 

Á Sonderbauzone für Hundeschule und -Haltung: keine Gefährdung 
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 Geplante Wasserbauprojekte (Hochwasserschutz, Revitalisierung) 3.2.2

Es sind keine Wasserbauprojekte mit Auswirkungen auf die GWR-Festlegung geplant. 

 Biotope, Schutzgebiete, Landschaften gem. Art. 41a Abs. 1 GSchV 3.2.3

Es sind keine Biotope, Schutzgebiete und Landschaften gemäss Art. 41a Abs. 1 GSchV betroffen. 

 Vernetzungsachsen Kleintiere / Wildtierkorridore 3.2.4

Es befinden sich keine Vernetzungsachsen für Kleintiere oder Wildtierkorridore im Perimeter. 

3.3 Dokumentation Planungsablauf und Vorgehensweise 

 Bereinigung Gewässernetz und Gewässerachse 3.3.1

Der Kanton erfasste auf Basis der aktualisierten AV-Daten die Gewässerachsen. Das Gewässernetz und die 

Gewässerachsen wurden überprüft. 

 Herkunft der Gewässerraumbreiten und Erarbeitung des theoretischen Gewässerraums 3.3.2

In der GWR-Breitenkarte des Kantons wurden bei Fliessgewässern theoretische GWR zentral auf die 

Gewässerachsen gelegt. Offen fliessende und eingedolte Gewässerabschnitte wurden differenziert 

dargestellt. 

 Anpassung der Gewässerräume 3.3.3

Bei der Arbeitszone Lischmatt und der Sonderbauzone wird keine Anpassung der theoretischen Gewässer-

räume des Warmisbachs vorgenommen. Die Nutzungen gemäss Zonenplan sind weiterhin möglich. 

Anpassungen sind unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben aus folgenden Gründen nicht möglich:  

Á Verzicht auf Gewässerraumfestlegung: Anforderungen gemäss Art. 41a Abs. 5 GSchV nicht erfüllt (nicht 

im Wald, eingedolt oder künstlich angelegt) 

Á Verringerung der Gewässerraumbreite: Anforderungen gemäss Art. 41a Abs. 4 GSchV nicht erfüllt (nicht 

„dicht überbaut“, Hochwasserschutz nur teilweise gewährleistet) 

Á Erhöhung der Gewässerraumbreite / spezielle Raumsicherung für Gewässerverlegungen: 

Anforderungen gemäss Art. 41a Abs. 3 GSchV nicht erfüllt (nicht notwendig für Hochwasser- / Objekt- / 

Natur- oder Landschaftsschutz, sowie für Revitalisierung oder Gewässernutzung) 

In der Arbeitszone Ruefswil wird der GWR der Luther auf folgende Weise angepasst: 

Á Innerhalb der Waldfläche auf den Grundstücken Nr. 331 und Nr. 336 GB Ufhusen wird gemäss Art. 41a 

Abs. 5 GSchV auf die GWR-Festlegung verzichtet. 

Á Bei öffentlichen Verkehrsachsen kann gemäss der kantonalen Arbeitshilfe „Gewässerraumfestlegung in 

der Nutzungsplanung innerhalb Bauzone“ der GWR auch ausserhalb des dicht überbauten Gebiets an 

die Grenze des entsprechenden Objekts angepasst werden. Der GWR wird deswegen im Bereich der 

Kantonsstrasse „Luthernstrasse“, die zwischen der Arbeitszone Ruefswil und der Luther liegt, nicht 

ausgeschieden. 
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Á Die Voraussetzungen für weitere Anpassungen gemäss Art. 41a sind nicht erfüllt. 

In der Arbeitszone Ruefswil liegt ein Gebäude (Grundstück Nr. 698) innerhalb des GWR der Luthern. Für 

dieses Gebäude gilt eine Bestandesgarantie; ein Ersatzneubau ist nicht zulässig. Die Nutzungen gemäss 

Zonenplan ist weiterhin möglich. 

 Generalisierung der Gewässerräume 3.3.4

Der Gewässerraum wurde generalisiert und begradigt. Wo möglich wurde er an die Daten der amtlichen 

Vermessung wie z.B. Fixpunkte oder Parzellengrenzen angepasst. Im Rahmen der Generalisierung fand 

keine wesentliche Unterschreitung der Gesamtfläche des Gewässerraums statt, da eine flächenneutrale 

Kompensation von Minderbreiten zu Mehrbreiten angestrebt wurde. 

3.4 Ergebnisse 

 Teilzonenplan „Gewässerraum innerhalb Bauzonen“ 3.4.1

Das Hauptergebnis der GWR-Festlegung ist der Teilzonenplan „Gewässerraum innerhalb Bauzonen“ im 

Massstab 1:1‘000 mit generalisierten GWR und Vermassungen. Vermasst wurden pro zweckmässigem 

Abschnitt je nach lokaler Situation die Gesamtbreiten des GWR oder die Abstände zwischen GWR-Grenzen 

und AV-Daten. Die Massangaben haben orientierenden Charakter. Im Detail gilt der Verlauf der 

Zonengrenze im rechtsverbindlichen Plan. 

 Änderung Zonenplan Siedlung 3.4.2

Die GWR werden als überlagernde „Grünzone Gewässerraum (GG)“ und „Freihaltezone Gewässerraum 

(FG)“ im Zonenplan Siedlung ergänzt. 

 Änderung Bau- und Zonenreglement 3.4.3

Das BZR wird durch je einen Artikel zur „Grünzone Gewässerraum“ und zur „Freihaltezone Gewässerraum 

(FG)“ mit den Zonenbestimmungen gemäss dem kantonalen Muster-BZR und der Arbeitshilfe „Gewässer-

raumfestlegung in der Nutzungsplanung innerhalb Bauzonen“ vom 1. März 2016 ergänzt. Die neuen Artikel 

verweisen auf die Gewässerschutzverordnung des Bundes. 
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4 ÄNDERUNG BAULINIENPLAN 

Der Baulinienplan 1999 (genehmigt am 17. August 1999 mit RRB Nr. 1124) wird gemäss dem Richtkonzept 

Dorfkern 2016 angepasst. Damit wird das Ziel Nr. 2 „Strassenraum fassen, Vorbereiche schaffen“ des 

Richtkonzepts umgesetzt. Die bestehenden Baulinien werden im Dorfkern entlang der Dorfstrasse an die 

örtliche Situation angepasst. Die Strassenabstände werden je nach örtlicher Situation verringert, um den 

Strassenraum zu fassen und zu betonen, oder erhöht, um erwünschte Vorbereichen zu schaffen (westlicher 

Dorfkerneingang, vor schützenswertem Hof, bei der Bushaltestelle). Mit dem Baulinienplan werden die 

massgebenden Grenzabstände definiert. § 122 Abs. 1 PBG ist somit in diesen Gebieten nicht mehr relevant. 

Das Verfahren der Baulinienplanänderung richtet sich gemäss § 65 des Strassenverkehrsgesetztes (StrG) und 

wird im Rahmen des Verfahrens der vorliegenden Gesamtrevision der Ortsplanung durchgeführt. Da es sich 

im östlichen Abschnitt der Dorfstrasse ab der Einmündung Lachenmatte um eine Kantonsstrasse (K41a 

Hüswil – Ufhusen) und kantonale Baulinien handelt, entscheidet grundsätzlich der Regierungsrat über den 

Baulinienplan und allfällige Einsprachen (§§ 66 Abs. 1 StrG). Der westliche Abschnitt der Dorfstrasse ist als 

Gemeindestrasse klassiert. Die kommunalen Baulinien in diesem Abschnitt sind ebenfalls im kantonalen 

Baulinienplan eingetragen und werden deswegen im selben Verfahren angepasst. 

5 UMGANG MIT SONDERNUTZUNGSPLANUNGEN 

In Ufhusen bestehen vier Gestaltungspläne (GP). Jeder liegt innerhalb eines GP-Pflicht-Perimeters im 

Zonenplan. Aufgrund der erheblich geänderten Verhältnisse sind die Gestaltungspläne zu prüfen und 

nötigenfalls anzupassen (gem. Art. 21 RPG und §22 PBG). Im Folgenden wird die Absichtserklärung des 

Gemeinderates nach erfolgter Prüfung aufgeführt. Die Änderungen der GP-Pflichten werden im Rahmen der 

vorliegenden Gesamtrevision vorgenommen. Es ist vorgesehen, die Aufhebungen der bestehenden GP 

gleichzeitig mit der Gesamtrevision öffentlich aufzulegen. 

Gestaltungsplan 

Absicht des Gemeinderates 

Umgang mit GP Umgang mit GP-

Pflicht 

Begründung 

Altweibelhaus / 

Obere Seppen / 

Lienistrasse 

Aufhebung Änderung 

Perimeter:  

GP-Pflicht für GS 

Nr. 725, 726, 40, 

41, 43, 44, 592 

Fläche innerhalb GP ist vollständig überbaut.  

Für die links aufgeführten Grundstücke soll mit 

einem oder mehreren GP eine zweckmässige 

und qualitätsvolle (Neu-)Überbauung 

sichergestellt werden. 

Bare / Ruefswil Keine Aufhebung 

oder Änderung 

Keine Aufhebung 

oder Änderung 

GP ist PBG-konform. 

Hundeschule Keine Aufhebung 

oder Änderung 

Keine Aufhebung 

oder Änderung 

GP ist PBG-konform. 

Kreuzmatte Aufhebung Aufhebung GP-Perimeter ist vollständig überbaut 
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6 ALLGEMEINE BEURTEILUNGSKRITERIEN 

6.1 Erfüllung der Ziele und Grundsätze der Raumplanung 

Die PBG-Umsetzung entspricht den Zielen und Grundsätzen der Raumplanung: 

Á Die haushälterische Bodennutzung und die Siedlungsentwicklung nach innen werden mit dem neuen 

Zonenkonzept unterstützt, da damit für viele Gebäude eine höhere Ausnützung als im Bestand möglich 

ist. 

Á Die Zonenpläne und BZR der Gemeinden werden ähnlicher, was die gegenseitige Abstimmung der 

raumwirksamen Tätigkeiten erleichtert. 

Á Durch die GWR-Festlegung werden die natürlichen Gegebenheiten und die Lebensgrundlage Wasser bei 

raumwirksamen Tätigkeiten stärker berücksichtigt. 

6.2 Ergebnisse der Mitwirkung und deren Umsetzung 

Die Bevölkerung wird an der Orientierungsversammlung vom 13. Juni 2018 informiert. Vom 13. Juni 2018 

bis 31. August 2018 besteht die Möglichkeit zur Meinungsäusserung. Im Rahmen der öffentlichen Auflage 

werden die Betroffenen nötigenfalls von ihrem Einspracherecht Gebrauch machen können. 

6.3 Übereinstimmung mit dem kantonalen und dem regionalen Richtplan 

Der Kantonale Richtplan (KRP) 2009 und der teilrevidierte KRP 2015 enthalten keine Festlegungen, die 

offensichtlich gegen die vorliegenden Änderungen der Planungsinstrumente sprechen. 

Der Regionale Entwicklungsplan (REP) Willisau - Wiggertal vom 28. September 2007, und Ufhusen 

betreffend revidiert im November 2011, enthält keine Festlegungen, die gegen die vorliegenden 

Änderungen der Planungsinstrumente sprechen. 

6.4 Vorhandene Nutzungsreserven im weitgehend überbauten Gebiet 

Die Auswertung des technisch und gemeindespezifisch bereinigten LUBAT 2017 zeigt, dass grosse 

Bauzonen- bzw. Nachverdichtungsreserven vorhanden sind. In der Gemeinde Ufhusen gibt es total 2.6 ha 

unüberbaute Bauzonen. Davon liegt die Hälfte in Arbeitszonen, insbesondere in der Arbeitszone Ruefswil. Je 

ein Viertel der unüberbauten Bauzonen liegen in den Wohn- und Zentrumszonen. Die grösste unüberbaute 

Fläche stellt die Terrassenhauszone dar. 
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7 KERNPUNKTE FÜR DIE BEURTEILUNG DER ORTSPLANUNGSREVISION 

7.1 Bisherige Entwicklung der Gemeinde 

Bis zu den 1970er Jahren bestand Ufhusen vorwiegend aus über das gesamte Gemeindegebiet verteilten 

Weilern und einem aus zwei bis drei Bautiefen bestehenden Dorfkern entlang der Dorfstrasse. In den 80er- 

und 90er-Jahren fand um den Dorfkern herum eine verstärkte bauliche Entwicklung statt. Anschliessend ist 

die Siedlung kontinuierlich leicht nach aussen in die Landschaft weitergewachsen. 

In den Jahren 2001 bis 2016 lag die durchschnittliche Einwohnerentwicklung pro Jahr bei + 5.5 Einwohner 

bzw. + 0.61 %. Per Ende 2016 betrug die ständige Wohnbevölkerung rund 890 Einwohner. 

7.2 Künftige Entwicklung, ortsplanerische Zielsetzungen, Zielkonflikte / -konformität 

Die vorliegende Revision der Ortsplanung entspricht den Zielen des Siedlungsleitbilds zur Entwicklung der 

Gemeinde Ufhusen vom 5. August 2011. Durch die Revision entstehen keine Zielkonflikte. Auf die Anpas-

sung des Siedlungsleitbildes an die geänderten, übergeordneten Anforderungen und Rahmenbedingungen 

wird verzichtet. Gemäss KRP LU 2015 kann das BUWD bei kleineren Gemeinden mit sehr bescheidener 

Entwicklung Ausnahmen von der Pflicht zur Ausarbeitung des Siedlungsleitbildes gewähren. 

Gemäss KRP LU 2015 gilt für Ufhusen als L3-Gemeinde zur Beurteilung von Neueinzonungen ein mass-

gebendes jährliches Wachstum von 0.5%. Damit hätte die Gemeinde im Jahr 2031 einen Stand von rund 950 

Einwohnern erreicht. Beim Fortschreiben der Einwohnerentwicklung der letzten Jahre (Trendwachstum) 

ergibt sich für das Jahr 2031 einen Einwohnerstand von rund 970 Einwohnern. Die beiden Wachstums-

szenarien liegen also nahe beieinander. 

7.3 Berechnung der Bauzonenkapazitäten 

Gemäss LUBAT 2018 bieten die bestehenden Bauzonen in der Gemeinde Ufhusen theoretisch Platz für rund 

980 Einwohner. Die ständige Wohnbevölkerung betrug Ende Jahr 2016 rund 890 Einwohner. Es besteht also 

eine zusätzliche Kapazität von ca. 90 Einwohnern. 

Mit der Revision wird die Einwohner-Kapazität um ca. 30 Personen erhöht, die der Gemeinde Ufhusen 

angerechnet wird. Dies entspricht der Zielsetzung der Gesamtrevision, dass keine generelle Aufzonung 

stattfinden soll. Die zusätzliche Einwohner-Kapazität wird insbesondere in der Wohnzone Wa und der 

Wohn- und Arbeitszone WA geschaffen. 
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7.4 Siedlungsentwicklung nach innen, Siedlungsqualität, Sondernutzungsplanungen 

 BZR-Inhalte 7.4.1

Die Siedlungsentwicklung nach innen, die Siedlungsqualität und die Sondernutzungsplanungen stellen 

wichtige Teile der Ortsplanung dar. Insbesondere folgende Artikel des revidierten BZR betreffen diese 

Themen: 

Á Art. 2 Abs. 4 BZR: Planungs-, Bau- und Nutzungsfragen – insbesondere betreffend des Dorfkerns 

Ufhusen - sollen zweckmässigerweise von qualifizierten Fachleuten geprüft werden. Die 

Siedlungsqualität wird dadurch erhöht oder mindestens erhalten.  

Á Art. 4 Abs. 3 BZR: Im Baubewilligungsverfahren kann der Gemeinderat Auflagen machen, die der 

Sicherstellung der haushälterischen Nutzung des Bodens und einer angemessene Wohnqualität dienen 

(z.B. betreffend Wohnflächengrösse). 

Á Art. 5 BZR: Das Richtkonzept über die bauliche Entwicklung und Gestaltung des Dorfkerns Ufhusen wird 

zusammen mit der revidierten Ortsplanung aufgelegt und im BZR behördenverbindlich verankert. Damit 

wird die Einordnung der Bauten und Anlagen in das Orts- und Strassenbild des Dorfkerns sichergestellt. 

Aus diesem Grund kann auf eine Festlegung einer Ortsbildschutzzone verzichtet werden. Bauvorhaben 

im Richtkonzept-Perimeter müssen darauf geprüft werden, ob die Anforderungen des Richtkonzepts 

eingehalten werden. (siehe auch Kap. 7.4.2) 

Á Art. 6 Abs. 4 BZR: In der Dorfzone kann der Gemeinderat gemäss den Empfehlungen von Fachleuten 

Vorschriften zu Gestaltungselementen wie Dachformen, Fassaden oder Parkierungen festlegen. (siehe 

auch Kap. 7.4.2) 

Á Art. 25 des BZR 2013: Dieser Artikel, der den Gemeinderat ermächtigt Bebauungspläne aufzustellen, 

wird gestrichen. Gemäss PBG 2014 müssen Bebauungspläne zwingend durch die Stimmberechtigen 

beschlossen werden. 

Á Art. 30 BZR: Die Regelung bezüglich Gestaltungsplanpflicht wird vom kantonalen Muster-BZR 

übernommen. Für die Abweichung von der Bau- und Zonenordnung oder vom Bebauungsplan gilt 

dieselbe Minimalfläche wie bisher (3‘000m2). 

Á Art. 42 BZR: Als Ersatzabgabe für Spielplätze wird Fr. 100.-- pro Quadratmeter fehlender Spielplatz-

fläche eingesetzt. Er wird alle 5 Jahre dem Zürcher Index für Wohnbaupreise und damit der allgemeinen 

Baukostenentwicklung angepasst. 
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 Richtkonzept über die bauliche Entwicklung und Gestaltung des Dorfkerns Ufhusen 7.4.2

Das Richtkonzept für den Dorfkern Ufhusen wurde im Rahmen des ARE Modellvorhabens „Netzwerk 

kooperative Umsetzungsverfahren in der Innenentwicklung“ von der Dost Stadtentwicklung Luzern mit der 

HSLU in Zusammenarbeit mit Vertretern der Gemeinde und dem Ortsplanungsbüro Kost + Partner AG 

erarbeitet. Bei einigen Inhalten des Richtkonzepts ergibt sich ein Handlungsbedarf für die Ortsplanungs-

revision. Im Folgenden werden diese Ziele und Massnahmen des Richtkonzepts und ihre Umsetzung im 

Rahmen der Gesamtrevision aufgelistet: 

Ziel Massnahme (Inhalte gekürzt) Umsetzung 

Alle Art. 5 Abs. 1 und Abs. 3: 

Behördenverbindliche 

Verankerung, Auflagen in 

der Baubewilligung 

(1) Aussicht erhalten (3) Längere Gebäudefronten erfordern grundsätzlich 

grössere seitliche Gebäudeabstände. Gebäudelängen 

und Durchblicke stehen zueinander in einem 

ausgewogenen Verhältnis. 

Art. 6 Abs. 4: Gemeinderat 

kann weitere Vorschriften 

festlegen 

(2) Strassenraum 

fassen, Vorbereiche 

schaffen 

(1) Die Gemeinde erlässt einen Baulinienplan und legt 

die Baulinien nach örtlichen Bedürfnissen fest. Bei 

erwünschten Vorbereichen werden grössere Abstände 

festgelegt. Soll der Strassenraum gefasst und betont 

werden, so verringern sich die Strassenabstände. 

Änderung Baulinienplan 

(siehe Kap. 4) 

(2) Die Gemeinde definiert Bereiche mit 

Gestaltungsplanpflicht. 

- (Gestaltungsplanpflichten 

für einzelne Parzellen nicht 

zweckmässig; Entwicklung 

schlecht voraussehbar) 

(3) Erhalt 

Massstäblichkeit 

und Dorfstruktur 

(3) Ein Vorentscheid gemäss Massnahme 2 (Ziel 3) ist 

im BZR als zwingender Verfahrensschritt festzulegen 

(Orientierung Neubauten an bestimmten Bautypen; 

fachliche Beratung vor Erarbeitung eines Bauprojekts). 

Art. 5 Abs. 2 

(4) Weitere wichtige Zonenvorschriften zu Dachform, 

Fassadengestaltung, Gebäudelängen, Durchblicke 

sollen im BZR geregelt bleiben resp. werden. 

Art. 6 Abs. 4: Gemeinderat 

kann weitere Vorschriften 

festlegen 

(6) Öffentliche und 

halböffentliche 

Bereiche stärken 

(2) Für die beiden Teilgebiete ist durch eine 

Fachperson (Landschaftsarchitekt) ein vertieftes 

Konzept zu erarbeiten. (als Grundlage für OPR) 

- (Bisher wurde kein 

Landschaftskonzept 

erarbeitet) 

(8) Parkierung muss 

sich ins Dorfbild 

einordnen 

(5) Voraussetzung schaffen, um obengenannte 

Massnahmen (Ziel 8, Massnahmen 1 -4) umzusetzen 

→ Integration ins BZR 

Art. 6 Abs. 4: Gemeinderat 

kann weitere Vorschriften 

festlegen 
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7.5 Reglementsänderungen 

Das Muster-BZR des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement (BUWD) auf der Basis des revidierten PBG 

und der neuen PBV diente als Grundlage für die Änderung des BZR Ufhusen. Die Reglementsänderungen 

werden an diversen Stellen im vorliegenden Bericht erläutert. Daher wird an dieser Stelle nur auf die 

ansonsten nicht erwähnten Änderungen eingegangen. Ebenfalls nicht erwähnt werden Inhalte, die aus dem 

BZR 2013 übernommen werden. 

Grundsätzlich sind die Mindestinhalte gemäss kantonalem Muster-BZR im BZR Ufhusen enthalten. Bei 

folgenden Punkten weicht das BZR Ufhusen vom kantonalen Muster-BZR ab: 

Á Fassadenhöhen: Auf die Festlegung von Fassadenhöhen wird der Einfachheit und Übersichtlichkeit 

halber verzichtet. Durch den Verzicht auf die Festlegung von Fassadenhöhen werden auch die 

Artikel betreffend Reduktion der Fassadenhöhe bei Terrainveränderungen sowie Zurückversetzung 

des obersten Geschosses hinfällig (Art. 23 Abs. 2 und Art. 24 Muster-BZR). 

Á Zusatz „A“ bei ÜG: Da in Ufhusen nur Übriges Gebiet A existiert, genügt die vereinfachte 

Bezeichnung als ÜG. 

Á Dachgestaltung: In Art. 38 Abs. 3 wird auf die im Muster-BZR vorgesehene Vorschrift zum Abstand 

zwischen Dachaufbauten und den seitlichen Fassaden und zum First verzichtet, da dadurch 

Balkonaufbauten über das Eck nicht zugelassen wären. 

Á Ersatzabgabe für Parkplätze: Im BZR wird keine Ersatzangabe festgelegt. Die Bauherrschaft hat 

fallbezogene eigene Lösungen für fehlende Parkplätze aufzuzeigen. Es findet keine Parkplatz-

Reduktion statt. 

Folgende Artikel enthalten zusätzlich zum kantonalen Muster-BZR weitere Inhalte: 

Á Zusätzliche ÜZ für Bauten mit einer Gesamthöhe bis 4.5 m, die nur Nebennutzfäche aufweisen und 

für Unterniveaubauten: Für die Dorfzone, die Wohnzonen, die Arbeits- und Wohnzone sowie die 

Arbeitszonen werden im BZR solche zusätzlichen Überbauungsziffern festgelegt. (Begründung siehe 

Kap. 2.2) 

Á Art. 7 Abs. 2 BZR: In den Wohnzonen kann der Gemeinderat grössere Gebäudelängen gestatten, 

wenn sich das Gebäude mit eingeschossigen Zwischenbauten gut in das Landschafts- und Ortsbild 

integriert. 

Á Art. 10 Abs. 5 BZR: Da § 122 Abs. 1 PBG insbesondere bei grossen Gesamthöhen zu unzweck-

mässigen Grenzabständen führen kann und teilweise eine zweckmässige Überbauung verun-

möglichen würde, werden die Grenzabstände in der Arbeitszone explizit geregelt. 

Á Art. 26 Abs. 3 BZR: Zusätzlich zum Mindestinhalt des kantonalen Muster-BZR werden 

differenziertere Abstände zwischen Naturobjekten und Hochbauten bzw. Abgrabungen / 

Aufschüttungen festgelegt. 

Á Art. 31 BZR: Es wird je nach Gebäudeform eine differenzierte ÜZ festgelegt (Begründung siehe 

Kap. 2.2). 

Á Art. 35 BZR: In Mehrfamilienhäusern sind Einstellräume für Fahrräder, Motorfahrräder und 

Kinderwagen zu erstellen. Die Dimensionierung der Einstellräume richtet sich nach dem Bedarf 

gemäss VSS-Normen. 
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8 WEITERE THEMEN 

8.1 Lärmemissionen und -immissionen, Lärmempfindlichkeitsstufen, Lärmschutz 

Der Artikel bezüglich Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebieten (bisher Art. 37, neu Art. 43 BZR) wird 

durch den Inhalt gemäss kantonalem BZR ersetzt. Die Möglichkeit zum Verzicht auf den Lärmschutz-

nachweis, wenn fundierte Abklärungen im Zusammenhang mit bereits genehmigten und vergleichbaren 

Bauvorhaben vorliegen, fällt weg. Dafür werden neu die Möglichkeiten und Voraussetzungen einer 

Ausnahmebewilligung im BZR festgesetzt. 

8.2 Naturgefahren und deren Umsetzung in die Nutzungsplanung 

Auf die im kantonalen Muster-BZR enthaltene Gefahrenzone wird verzichtet. Es wird mit Art. 41 BZR wie 

bisher auf die Gefahrenkarte hingewiesen. Der Gefahrenkarten-Perimeter wird neu im Zonenplan darge-

stellt. 

8.3 Denkmalschutzobjekte 

In Art. 28 werden die Kulturdenkmäler (bisher Kulturobjekte) behandelt. Die kommunalen Kulturobjekte 

sind orientierend im BZR-Anhang aufgelistet und im Zonenplan dargestellt. In der Zwischenzeit liegt das 

kantonale Bauinventars vor, welches die bisherigen Kulturobjekte vollständig ersetzt. Das BZR wird für die 

kantonale Vorprüfung noch entsprechend angepasst. Der im Muster-BZR enthaltene Absatz zur Möglichkeit 

der Entrichtung von Beiträgen durch die Gemeinde (Art. 20 Abs. 3) wird nicht ins BZR von Ufhusen 

übernommen, da solchen Beiträge nicht explizit in Aussicht gestellt werden sollen. 

8.4 Auswirkungen auf landwirtschaftliche Betriebsstrukturen 

Die bisherige Grünzone auf dem Grundstück Nr. 60 im Gebiet Chasperli wird aufgehoben und in die 

Landwirtschaftszone zurückgeführt. 
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9 SCHLUSSBEMERKUNG 

Der Gemeinderat freut sich auf die Mitwirkungseingaben zur vorliegenden Gesamtrevision der Ortsplanung 

sowie der Änderung des Baulinienplans. 
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